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eigene Berechnungen

Weiterbildung

Teilnahme
Art der

Weiterbildung (%)

41 %
nein

59 %
ja

12

34

41

10

3

Einarbeitung / 

Unterweisung

Kurze Veranstaltung,

max. 1 Tag

Mehrtägige

Veranstaltung

Längere Weiter-

bildung mit Abschluss

Berufsbegleitendes

Studium

82% 76% 76% 54%55%

Quelle: Koordinaten der Arbeit im Land Bremen 2019, 

eigene Berechnungen

Gehalt

„Wie zufrieden sind Sie mit Ihrem Lohn bzw. Gehalt 

aus Ihrer Haupterwerbstätigkeit?“

Fertigungs-

technik

Unternehmens-

bezogene

Dienstleistungen

Bau- und

Ausbau

Lebens-

mittel und 

Gastgewerbe

Medizin und  

Gesundheit

„Viele Arbeitgeber haben die 

Bedeutung von Weiterbildung für 

die Zukunft noch nicht erkannt.“

Regine Geraedts,  
Referentin für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik

„Das Gastgewerbe bildet das 

Schlusslicht beim Gehaltsver-

gleich. Eine bessere Bezahlung ist 

Voraussetzung, um ausreichend 

Arbeitskräfte zu gewinnen.“

Ingo Schierenbeck,
Hauptgeschäftsführer der Arbeitnehmerkammer

Weiterbildung Fast 60 Prozent der Beschäftigten haben in den vergange­
nen 24 Monaten an einer Weiterbildung teilgenommen. 
Davon entfiel jedoch beinahe die Hälfte (46 Prozent) auf 
kurze Unterweisungen am Arbeitsplatz und maximal eintä­
gige Weiterbildungen. Diese Formen zielen stark auf die Auf­
gabenerledigung und Produktivität am Arbeitsplatz ab und 
weniger auf die berufliche Weiterentwicklung. Vor allem 
ungelernte Beschäftigte oder diejenigen mit einem auslän­
dischen Abschluss nehmen nur selten an einer Weiterbil­
dung teil. Auch wer einen Migrationshintergrund hat, profi­
tiert deutlich seltener von betrieblicher Weiterbildung. Wer 
eine berufliche Weiterbildung macht, findet allerdings häufig 
finanzielle Unterstützung durch den Arbeitgeber – so gaben 
87 Prozent der Befragten an, dass der Arbeitgeber sich an 
den Kosten beteiligt habe. 

Gut 70 Prozent der Befragten sind mit ihrem Gehalt zufrie­
den. Jedoch fallen die Befunde unterschiedlich aus: Beschäf­
tigte in fertigungstechnischen Berufen wie dem Maschinen­, 
Anlagen- und Fahrzeugbau sind am häufigsten mit ihrem 
Gehalt zufrieden (82 Prozent). Im verarbeitenden Gewerbe 
sind die Stundenlöhne von Vollzeitbeschäftigten aber auch 
mit am höchsten. Ebenfalls zufrieden zeigen sich Arbeitneh­
mer in den Bau­ und Ausbauberufen sowie in den unterneh­
mensbezogenen Dienstleistungen (beide 76 Prozent). Unter 
Letztere fallen etwa Ingenieure, Werbeagenturen oder Unter­
nehmensberatungen.
 Deutlich weniger zufrieden sind dagegen Beschäftigte 
aus Lebensmittel- und Gastgewerbeberufen (54 Prozent) und 
Gesundheitsberufen (55 Prozent).

Gehalt
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Beschäftigte mit KammerCard erhalten 

auf die  BIBCARD der Stadt bibliothek zehn 

 Prozent Ermäßigung!   

 www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard

BUCH-TIPP

Mir reichts, ich geh schaukeln: 
der ganz normale Wahnsinn 
im Büro und wie man da nicht 
verrückt wird

Nussbaum, Cordula; Schnitzler, Katja

Mir reichts, ich geh schaukeln: 

der ganz normale Wahnsinn im Büro 

und wie man da nicht verrückt wird 

Bastei Lübbe, 2019, 270 Seiten 

  

Kabarett im Capitol 

 „Hilfe, ich werde erwachsen!” – Marc Weide

 „Und plötzlich Demokratie” – Sebastian Schnoy

 „Stabile Eskalation” – Flüsterzweieck

 „Germanistik ist heilbar” – Philipp Scharrenberg

 „Die Jahrespresseschau” – Arnulf Rating

 „Schlimmer die Glocken nie klingen” – Patrizia Moresco

 „Dreierpack” – Tino Bomelino, Liese-Lotte Lübke & Liza Kos

 „Stille Nacht bis es kracht” – Tina Teubner

Capitol, Hafenstraße 156, Bremerhaven
Aus der Reihe „Ihr Recht – einfach erklärt“:  

 Kinder und Steuern

 Mutterschutz, Elternzeit und Elterngeld 

 Minijob = Minirechte? 

 Das Mitarbeitergespräch – Chance oder Risiko? 

 Krank – und was nun?

Arbeitnehmerkammer, Barkhausenstraße 16, Bremerhaven
Live-Hörspiel: Als Donald Trump nach Bremerhaven kam

Arbeitnehmerkammer, Barkhausenstraße 16, Bremerhaven
Betriebswirtschaftliche Zahlen – Teil 2, Spiegel des Unternehmens

Arbeitnehmerkammer, Barkhausenstraße 16, Bremerhaven
Bremerhaven: Klimastadt

Klimahaus, Am Längengrad 8, Bremerhaven
Fotoausstellung Ilker Maga: Talent – Beruf – Arbeit

Arbeitnehmerkammer in Bremerhaven, Barkhausenstraße 16, Bremerhaven

 BREMERHAVEN

2. November

9. November

15. November

22. November

28. November

4. Dezember

6. Dezember

13. Dezember

je 20 Uhr 

5. November

19. November

26. November

3. Dezember

10. Dezember

je 17 – 18.30 Uhr

6. November

19.30 Uhr  

7. November

15 – 18 Uhr  

25. November

18 Uhr

12. Dezember 

bis 25. Februar

Zählen Sie auch die Stunden, Minuten und Sekunden bis zum Feier­
abend? Kennen Sie auch den Kollegen, der nie grüßt oder die Kolle­
gin, die ständig private Telefonate führt? Oder die Büronachbarin, 
der sich trotz Erkältung ins Büro schleppt, um dort ihre Bakterien und 
Viren zu verteilen? Oder den  Mitarbeiter, der in Besprechungen mit 
keinem dummen Spruch hinterm Berg hält, aber dann still ist, wenn 
Arbeit verteilt wird?

Die Autorinnen beschreiben solche Alltagssituationen und liefern 
 prak tische Tipps, um dem Bürowahnsinn im Alltag pragmatisch und 
ge  lassen zu begegnen. 
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Dürfen Eltern ihren Arbeitsplatz sofort verlassen, wenn 

Schule oder Kita wegen des kranken Kindes anrufen?

Wenn sich kurzfristig niemand finden lässt, der das Kind aus 
Schule oder Kindergarten abholen kann, dürfen Beschäftigte 
das selbst tun. Bevor sie den Arbeitsplatz verlassen, müssen 
sie den Arbeitgeber informieren (Anzeigepflicht).

Wer bezahlt mich im Krankheitsfall meines Kindes?

Der Arbeitgeber muss den Lohn oder das Gehalt bis zu fünf 
Tage weiterzahlen. Wird das im Arbeits- oder über einen 
Tarifvertrag ausgehebelt – was nicht selten der Fall ist – 
greift für den Lohnausfall das Sozialrecht: Das heißt, Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer müssen dann vom ersten 
Tag an Kinderkrankengeld bei ihrer Krankenkasse beantra­
gen. Es beträgt meistens 90 Prozent des ausgefallenen Lohns 
abzüglich der Sozialversicherungsbeiträge, allerdings maxi­
mal 70 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzli­
chen Krankenversicherung. Das sind aktuell 105,88 Euro pro 
Tag. Kurzum: Das Kinderkrankengeld fällt geringer aus als 
der Lohn.

Was soll ich tun, wenn mein über zwölf Jahre altes 

Kind so krank ist, dass es betreut werden muss?

Was Sie auf keinen Fall tun sollten, ist sich selber krank­
zumelden. Das kann arbeitsrechtliche Konsequenzen bis zur 
Kündigung zur Folge haben. Sprechen Sie bereits im Vorfeld 
möglichst offen mit dem Arbeitgeber, welche Möglichkeiten 
Sie in einem solchen Fall haben – etwa Überstunden abbauen 
oder im Homeoffice arbeiten.

Was kann ich tun, wenn das Kind länger oder öfter als 

zehn Tage im Jahr krank ist?

Dann greift das sogenannte Leistungsverweigerungsrecht. 
Das heißt, Beschäftigte dürfen der Arbeit fernbleiben, ohne 
arbeitsvertragliche Pflichten zu verletzen, haben aber keinen 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung oder Kinderkrankengeld. 
Alternativ kann der andere Elternteil sein Recht für zehn 
Tage beanspruchen oder seine Tage auf den Partner oder die 
Partnerin übertragen – dafür ist allerdings das Einverständ­
nis des Arbeitgebers notwendig.

Kinderarzt, das Kind darf noch nicht zwölf Jahre alt sein und 
eine andere im Haushalt lebende Person kann das Kind nicht 
beaufsichtigen, betreuen oder pflegen. 

Bei zwei Kindern verdoppelt sich der Anspruch auf 20 Tage. 
Bei mehr als zwei Kindern zieht das Gesetz die Höchst­
grenze allerdings bei 25 Arbeitstagen pro Jahr. Alleinerzie­
hende können pro Kind und Jahr 20 Tage beziehungsweise 
bei mehr als zwei Kindern 50 Tage zu Hause bleiben. „Und 
wer in Teilzeit beispielsweise nur halbtags arbeitet, darf zehn 
halbe Tage fehlen“, so Kleine. 

Das Kinderkrankengeld

Mareike Lüssen hat also grundsätzlich die gleichen Rechte 
wie andere sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. „Problematisch ist, dass gerade Minijob­
berinnen oftmals bei ihrem Ehepartner mitversichert sind 
und damit keinen Anspruch auf Kinderkrankengeld haben“, 
gibt Rechtsexperte Kleine zu bedenken. „In den meisten Fäl­
len greift im Krankheitsfall des Kindes vom ersten Tag an das 
Sozialrecht. Das heißt, Beschäftigte müssen Kinderkranken­
geld bei der Krankenkasse beantragen“, erläutert Kleine. Das 
gilt nur bis zum zwölften Geburtstag des Kindes. Vorausset­
zung ist auch hier unter anderem ein ärztliches Attest vom 
Kinderarzt. 

Klauseln im Vertrag

In manchen Fällen werden Beschäftigte vertraglich unter 
Druck gesetzt: „Mein Mann musste in seinem neuen Arbeits­
vertrag unterschreiben, dass er keine Fehlzeiten wegen Kin­
derbetreuung in Anspruch nehmen wird“, berichtet eine Leh­
rerin, deren Mann in der Energiewirtschaft arbeitet. „Das ist 
sozialrechtlich unzulässig“, sagt Torsten Kleine. Er empfiehlt, 
solche oder ähnliche Klauseln juristisch überprüfen zu lassen 
(etwa in der Arbeitnehmerkammer), damit Beschäftigte im 
Notfall ihr krankes Kind betreuen können. 

Unterstützung für Alleinerziehende

In den allermeisten Fällen bleiben nach wie vor Frauen zu 
Hause, um ihre Kinder zu betreuen. Ähnlich sieht es auch bei 
den Alleinerziehenden aus: 2018 waren laut Statistischem 
Landesamt von 85.000 Familien im Land Bremen 24.000 
alleinerziehend – davon 20.000 Frauen. Sie trifft es beson­
ders hart, wenn sie sich zum Beispiel bei ihrem Kind mit 
einer Grippe anstecken. Wenn dann niemand die Kinderbe­
treuung übernehmen kann und das Kind jünger als zwölf 
Jahre alt ist, haben sie dann wenigstens einen Anspruch 
auf eine Haushaltshilfe – je nach Krankenkasse bis zu vier 
Wochen am Stück.

„Mein Mann musste in seinem neuen 

Arbeitsvertrag unterschreiben, dass er 

keine Fehlzeiten wegen Kinderbetreuung 

in Anspruch nehmen wird.“

Kammermitglieder können sich in Fragen des Arbeits- und 

Sozialversicherungsrechts kostenlos beraten lassen. 

Weitere Infos auf der Rückseite dieses Magazins.
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Hüter des 
 Gotteshauses

Andreas Wokurka ist Küster der evangelischen Kirchengemeinde Oberneuland.  

Er sorgt dafür, dass bei Gottesdiensten und Veranstaltungen alles reibungslos läuft

Text: Melanie Öhlenbach  –  Foto: Kay Michalak

W
enn er die großen Türflügel der Kirche  
St. Johann öffnet, kann Andreas Wokurka von 
den Treppenstufen aus bis zum Altar  blicken. 
„Manchmal sieht man sonntag morgens sogar 

von der Straße aus die Kerzen brennen“, sagt er. „Das ist 
einer meiner Lieblingsmomente.“
 Seit 1992 ist Andreas Wokurka als Küster bei der 
 Bremischen Evangelischen Kirche angestellt, seit mehr als 
zwei Jahrzehnten arbeitet er in der Kirchengemeinde Ober­
neuland. Ursprünglich hatte er Tischler gelernt. Küster wurde 
er eher durch Zufall, als er mit seiner Familie eine Wohnung 
in einem Gemeindehaus auf dem Land bezog. „Ich war dafür 
verantwortlich, dass einmal in der Woche die  Kirche auf-
geschlossen und im Winter die Heizung angestellt war“, 
erzählt er.
 Heute ist sein Aufgabenspektrum wesentlich umfang­
reicher. Er ist Gebäudewart, Organisator und Koordina­
tor des Gemeindelebens, aber auch Sicherheits­ und Brand­
schutzbeauftragter. Schlüsselbund und Smartphone sind 
seine ständigen Begleiter. An manchen Tagen müsse er sich 
mehrmals umziehen, erzählt er, je nachdem, ob er gerade in 
der Gemeinde-Kita einen kaputten Wasserhahn repariere, im 
Büro arbeite oder bei einer Trauerfeier zugegen sei. 

Als Küster sorgt Andreas Wokurka letztlich nicht nur für 
einen reibungslosen Ablauf von Veranstaltungen und Gottes­
diensten, für die er passenden Kirchen- und Altarschmuck 
besorgt, Liedertafel und Abendmahl vorbereitet und die 

GALERIE DER ARBEITSWELT

 Glocken läutet. Er führt im Vorfeld auch die organisatori­
schen Gespräche mit Brautleuten und Hinterbliebenen, mit 
Pastor, Kirchenmusikern und Gemeindemitgliedern. Ohne 
christlichen Glauben gehe es in diesen Situationen nicht, sagt 
er. „Man muss innerlich schon dahinterstehen“, sagt Andreas 
Wokurka.
 Wie sehr der Beruf Teil seines Lebens ist, zeigt sich 
nicht zuletzt an seinem Wohnort: Das Küsterhaus, in dem die 
Familie lebt, steht auf dem Gelände. Abends dreht Andreas 
Wokurka oft noch einmal eine Runde um Kirche, Friedhof, 
Kita und Gemeindehaus – selbst wenn er nicht im Dienst ist. 
Die nächtliche Stille hilft ihm nicht nur, selbst zur Ruhe zu 
kommen. „Ich kann auch besser schlafen, wenn ich weiß, 
dass alles in Ordnung ist.“ 

Küster / Küsterin

Das Wort Küster leitet sich vom lateinischen Wort cus-

tos ab, auf deutsch: Hüter oder Wächter. Eine Ausbildung 

für diesen Beruf gibt es nicht. Kirchengemeinden setzen in 

der Regel eine abgeschlossene Lehre in einem handwerk-

lichen Beruf oder entsprechende Erfahrung als Hausmeis-

ter oder Haustechniker voraus. Darüber hinaus sollte man 

Organisationstalent, Einfühlungsvermögen sowie Freude 

am Umgang mit Menschen mitbringen. Die Zugehörigkeit zu 

einer christlichen Kirche wird erwartet.
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Welche Themen sind denn zentral für Wirtschaft und 

Arbeit?

 Eine Schlüsselfrage für die Entwicklung der nächsten 
zehn bis 15 Jahre ist doch, wie wir mit der Digitalisierung 
umgehen. Die anstehenden Veränderungen verunsichern auf 
der einen Seite die Beschäftigten, und dazu gehören auch 
diejenigen, die eigentlich gut ausgebildet und in Arbeit sind. 
Die Digitalisierung macht auf der anderen Seite auch den 
kleinen und den mittleren Unternehmen zu schaffen, weil sie 
oft nicht über die Ressourcen verfügen, um im Wettbewerb 
zu bestehen. Für viele Unternehmen, auch internationalen 
Playern wie Airbus hier vor Ort ist Digitalisierung längst zum 
Alltag geworden. Für die kleinen Unternehmen gilt das in der 
Regel so nicht – und auch für viele Beschäftigte nicht. Bereits 
heute sind andere Qualifikationen gefragt und die Anforde­
rungen werden sich weiter wandeln. Das heißt, wir müssen 
nicht nur schulisch und beruflich anders qualifizieren, son­
dern lebenslang und berufsbegleitend. 

Nun können sich in Fragen der Digitalisierung kleine 

und mittlere Unternehmen von der Wirtschaftsförde-

rung beraten lassen. Aus unserer Sicht wäre es sinnvoll, 

dieses Angebot auch auf die Betriebsräte auszuweiten, 

damit die Interessen der Beschäftigten am Ende nicht 

auf der Strecke bleiben. 

 Man muss natürlich nicht nur Unternehmen beraten 
und unterstützen, das haben wir ja auch im Koalitionsver­
trag vereinbart. Neben den bestehenden Programmen wäre 
es sinnvoll, eine gezielte kleinbetriebliche Förderung aufzu­
legen und da auch die Beschäftigten mitzunehmen. Das ist, 
glaube ich, sehr sinnvoll. Die Arbeit von morgen wird anders 
aussehen, hier liegen aber auch viele Chancen begründet: 
Andere Arbeitszeitmodelle, andere betriebliche Strukturen 
sind Lösungen von morgen.

Mal abgesehen von wirtschaftspolitischen Rahmenbe-

dingungen – welche Möglichkeiten sehen Sie in Ihrer 

Rolle als Arbeitssenatorin, der hohen Arbeitslosigkeit 

in Bremen zu begegnen? Viele Menschen in Bremen 

und Bremerhaven haben keine Berufsausbildung, das 

betrifft vor allem Gruppen wie Alleinerziehende? Was 

ist da zu tun?

 Das ist etwas, das mir tatsächlich ganz persönlich am 
Herzen liegt. Denn ich war selbst alleinerziehend und weiß, 
wie schwierig die Bedingungen dann sind. Deshalb ist mir 
sehr daran gelegen, Programme zu entwickeln, die auf Teil­
zeitausbildung abzielen. Diese sollten dann aber vorrangig in 
den Betrieben statt in Form von außerbetrieblichen Ausbil­
dungen bei Bildungsträgern stattfinden. Das steht und fällt 

mit einer Finanzierung und natürlich mit einer flexiblen Kin­
derbetreuung. Das heißt, hier brauchen wir einen ressort-
übergreifenden Ansatz. 

Ob jemand noch mal eine Weiterbildung beginnt, hängt 

ganz stark von der finanziellen Situation ab. Was kann 

Arbeitsmarktpolitik da leisten?

 Wir brauchen ganz klar auch finanzielle Anreize für 
Weiterbildungen, die zu einem Berufsabschluss führen. Es 
gibt in Bremen das Modellvorhaben „Qualifizierungsbonus“. 
Wer an einer vom Jobcenter geförderten Weiterbildung teil­
nimmt, die zu einem Berufsabschluss führt, soll 150 Euro 
monatlich bekommen. Es wäre aber wünschenswert, dass das 
künftig nicht nur ein EU-gefördertes Modellprojekt bleibt. 
Stattdessen sollte es der Bund als Regelaufgabe übernehmen 
und auch finanzieren. Bremen könnte hier mit anderen Bun­
desländern darauf drängen. 

Nun noch einmal zur Ausbildungssituation, es scheint 

paradox: Viele geeignete Jugendliche finden keinen 

Ausbildungsplatz, die Wirtschaft klagt über fehlende 

Fachkräfte und die Zahl der Ausbildungsplätze geht 

zurück. Wie soll es hier weitergehen?

 Eines muss man vorab festhalten: Die Bremer Ver­
einbarung ist gescheitert. Das sehe nicht nur ich so, das ist 
allen Partnern bewusst. Die Vereinbarung läuft in diesem 
Jahr aus und der Koalitionsvertrag sieht vor, dass es einen 
Ausbildungsfonds geben wird, wenn es keine Einigung gibt. 
Aber: Das ist das letzte Mittel. Denn am Ende muss es recht­
lich sicher umgesetzt werden und darf nicht zu bürokratisch 
sein. Ich setze deshalb darauf, dass wir im Dialog gemeinsam 
Lösungen finden. Ausbildungsfonds kann ich mir zunächst in 
einzelnen Branchen vorstellen. 

Wie wollen Sie einvernehmliche Lösungen finden, wenn 

dies nach ihrer Meinung bisher nicht gelungen ist?

 Wir planen eine Ausbildungskommission – aber nicht 
nur mit den bisherigen Partnern aus der Bremer Vereinba­
rung, sondern auch mit Leuten aus der Praxis. Das Problem 
ist: Viele Jugendliche schaffen es häufig nicht, den Anforde­
rungen von komplexer werdenden Ausbildungen gerecht zu 
werden. Wenn ich von vornherein weiß, dass der Azubi auf­
grund zum Beispiel mangelnder Sprachkenntnisse seine Aus­
bildung nicht in drei Jahren schaffen wird, warum die Aus­
bildung dann nicht gleich auf vier Jahre anlegen? Mir ist es 
wichtig, dass Jugendliche im Betrieb lernen und nicht wie­
der in der Schule. Oft braucht es diesen praktischen Bezug. 
Ziel ist es deshalb, die Betriebe zu unterstützen, die Jugendli­
che einstellen, von denen man weiß, dass es nicht leicht sein 
wird, sie in drei Jahren durch die Prüfung zu bekommen.

„Ausbildungsfonds kann ich mir zunächst 

in einzelnen Branchen vorstellen.“

Kristina Vogt

„Wir brauchen ganz klar auch finanzielle 

Anreize für Weiterbildungen, die zu einem 

Berufsabschluss führen.“

Kristina Vogt
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Jugoslawiens. „Der Begriff ‚Migrationshintergrund‘ steht für 
eine große Vielfalt von Lebensgeschichten und auch Berufs­
biografien. In den aktuellen Diskussionen läuft er leider 
Gefahr, verengt zu werden und eindimensionale Zuschrei­
bungen und Bilder zu erzeugen“, sagt Regine Geraedts, 
Referentin für Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik der 
Arbeitnehmerkammer. „Er lässt auch leicht in Vergessenheit 
geraten, dass knapp die Hälfte der Beschäftigten mit familiä­
ren Migrationserfahrungen in Deutschland geboren und auf­
gewachsen ist.“ 

Ähnlich verschieden sind auch die Herausforderungen, mit 
denen die Beschäftigten, ihre Kolleginnen und Kollegen und 
Arbeitgeber zu tun haben – angefangen vom Aufenthaltssta­
tus und der Anerkennung des Abschlusses über Sprachkennt­
nisse bis hin zu kulturellen und religiösen Unterschieden.

Integration fördern, Diskriminierung bekämpfen

Rainer Schmidt vom Referat Integrationspolitik, Migrations- 
und Integrationsbeauftragte sieht das Land grundsätzlich auf 
einem guten Weg. „Wir haben in denn vergangenen Jahren 
in Bremen viel geleistet und stehen im Vergleich zu anderen 
Bundesländern gut da – vor allem wenn man die Haushalts­
notlage beachtet.“ 
 Dennoch gibt es noch viele Baustellen. Laut einer 
Standortbestimmung des Senats vom 18. Dezember 2018 ist 
die Verbesserung der Beratungsinfrastruktur für Ratsuchende 
bei Diskriminierungsfällen im Land Bremen von entscheiden­
der Bedeutung: „Mit Blick auf künftige Handlungsbedarfe 
fordert das Netzwerk gegen Diskriminierung ein flächen­
deckendes Angebot an Diskriminierungsberatungsstellen 
mit ausreichender personeller und finanzieller Ausstattung 
ebenso wie eine zentrale und unabhängige Anlaufstelle 
gegen Diskriminierung.“ Im aktuellen Koalitionsvertrag sind 
diese Punkte aufgegriffen worden. Auch Arbeitslosigkeit ist 
ein Problem. „Mehr als 50 Prozent der Langzeitarbeitslosen 
haben einen Migrationshintergrund“, sagt Rainer Schmidt. 

In Bremen gibt es daher mehrere Konzepte und Ansätze, 
die aus Landesmitteln und dem Europäischen Sozialfonds 
gefördert werden. Dazu gehören unter anderem die bei den 
Handwerks- und Handelskammern angesiedelten Willkom­
menslotsen, das Einstiegsqualifizierungsprogramm „Zukunft­
schance Ausbildung“ und das ESF-Programm für Menschen 
mit Migrationshintergrund. Der Fokus liegt dabei vor allem 
auf jungen Geflüchteten.

Neben der fachlichen Qualifizierung hat Rainer Schmidt 
einen weiteren Faktor für einen erfolgreichen Einstieg in die 
Arbeitswelt ausgemacht: „Wir brauchen mehr berufsbezoge­
nen Deutschunterricht in den Berufsschulen und den Betrie­
ben. Sprache ist der Schlüssel zur Arbeit – und zur Integra­
tion.“

„Wir müssen erkennen und darüber 

sprechen, dass wir vielfältig sind. 

Erst dann können wir ein Bewusstsein 

für Diversität ausbilden.“

Ferdaouss Adda

Vier Jahre lang hat Adda nun insgesamt Zeit, um das Thema 
Diversität auf, vor und hinter der Bühne sichtbarer zu 
machen: in der Gestaltung des Programms und seiner Umset­
zung, bei der Ansprache neuer Zielgruppen und im täglichen 
Umgang der Mitarbeitenden untereinander. „Diversität muss 
gestaltet und gemanagt werden“, sagt die Ethnologin. „Wir 
müssen erkennen und darüber sprechen, dass wir vielfältig 
sind. Erst dann können wir ein Bewusstsein für Diversität 
ausbilden – und das auch strategisch nutzen, um gemeinsam 
eine Zukunft zu gestalten.“

In Workshops und Einzelgesprächen, mit dem Leitungsteam 
und den Beschäftigten der Abteilungen Kunst, Technik und 
Verwaltung arbeitet sie Schritt für Schritt an der Umset­
zung. Sie berät und begleitet bei der Umsetzung von Stü­
cken, besucht Proben und liest Stellenausschreibungen. Ihr 
Ziel: Motive, Selbstverständlichkeiten und tradierte Muster 
hinterfragen. Ihr Ansatz: Fragen stellen. „Ich will wissen und 
verstehen, warum etwas auf eine bestimmte Weise gemacht 
wird – und wie wir es vielleicht ändern können“, erklärt sie. 
In ihrem ersten Jahr hat die Ethnologin bereits einiges verän­
dert. Unter anderem hat sie interne Workshops zu Diskrimi­
nierung und Rassismus organisiert und eine erste Bestands­
aufnahme erarbeitet. Insgesamt will das Theater die Hälfte 
der 20 frei werdenden Stellen in den kommenden Jahren 
mit Menschen mit Migrationshintergrund besetzen. „Diversi­
tät wird von den Kolleginnen und Kollegen bewusster wahr­
genommen – auch weil nun jemand da ist, der sich darum 
kümmert“, meint Adda.

Vielfältige Lebensläufe

Laut der Beschäftigtenbefragung der Arbeitnehmerkammer 
aus dem Jahr 2019 hat jeder vierte Beschäftigte in Bremen 
einen Migrationshintergrund, wurde also nicht mit einer 
deutschen Staatsbürgerschaft geboren oder hat mindestens 
einen Elternteil, auf den dies zutrifft. In der Leiharbeit (50,7 
Prozent) und im Lebensmittel- und Gastgewerbebereich ist es 
etwa jeder Zweite (45,4 Prozent). In Fertigungsberufen und 
den Bereichen Verkehr und Logistik trifft dies auf mindestens 
ein Drittel der Beschäftigten zu.

Die Ausgangslage ist dabei oftmals so individuell wie die 
Menschen selbst: EU-Bürger aus Italien, Bulgarien und Polen 
gehören beispielsweise zu dieser Gruppe wie Spätaussiedler, 
gezielt angeworbene Fachkräfte aus den USA und den asia­
tischen Ländern sowie Geflüchtete aus Syrien, Afghanistan, 
den afrikanischen Ländern sowie den Staaten des ehemaligen 
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Drei Fragen 
—  zu Krankheit im Job

Infoveranstaltungen 

Krank – und was nun?

 Di, 26. November, 18 – 19.30 Uhr, Bürgerstraße 1, Bremen

 Di, 10. Dezember, 17 – 18:30 Uhr, Barkhausenstraße 16, 

Bremerhaven
 

Weitere Veranstaltungen aus der Reihe „Ihr Recht –  einfach 

erklärt“ unter  www.arbeitnehmerkammer.de/rechteinfach

Wie lange muss der Arbeitgeber mein Gehalt weiter-

zahlen?

 Wenn Sie krankgemeldet sind, muss der Arbeit geber 
Sie für maximal sechs Wochen weiter bezahlen – voraus­
gesetzt, das Arbeitsverhältnis besteht seit mindestens vier 
Wochen. 

Wer zahlt danach und wie lange?

 Danach besteht für maximal weitere 72 Wochen 
Anspruch auf Krankengeld. Das zahlt die Krankenkasse. Der 
Arbeitgeber zahlt einen Zuschuss zum Krankengeld, wenn 
dies im Tarif- oder Arbeitsvertrag vereinbart ist. Falls Sie  
über die 72 Wochen hinaus arbeitsunfähig sind, haben Sie in 
der Regel Anspruch auf Arbeitslosengeld.

Kann ich während oder auch aufgrund der Krankheit 

gekündigt werden?

 Eine Kündigung können Sie auch während der Krank­
heit erhalten. Wegen Krankheit darf grundsätzlich nicht 
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gekündigt werden. Eine Ausnahme gilt für häufige Kurz-
erkrankungen oder eine lang andauernde Erkrankung, wenn 
hierdurch betriebliche Interessen unzumutbar beeinträchtigt 
werden und eine negative Zukunftsprognose in Bezug auf 
den Beschäftigten vorliegt. Allerdings muss geprüft werden, 
ob eine Weiterbeschäftigung auf einem anderen Arbeitsplatz 
möglich ist und ob ein berufliches Wiedereingliederungs-
management (BEM) durchgeführt wurde. Zu berücksichtigen 
sind auch Lebensalter, Dauer der Betriebszugehörigkeit und 
die Ursachen der Erkrankung. 

Ingo Kleinhenz 
berät seit 2012 im Arbeits- und 

Sozialversicherungsrecht in der 

Geschäftsstelle Bremen.
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